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Ein Bundesamt für Zivilschutz?

-//- Am 24. Juni 1957 hat das Eidg. Justiz- und
Polizeidepartement den Kantonsregierungen einen
Vorentwurf zu einem Bundesbeschluss über die vorläufige
Ordnung des Zivilschutzes unterbreitet. Dieser
Vorentwurf strebt keine dauernde Ordnung an, sondern
will lediglich die Rechtsgrundlage für die in den nächsten

Jahren unumgänglichen Massnahmen bilden. Der
neue Bundesbeschluss soll vor allem denjenigen vom
29. September 1934 betr. den passiven Luftschutz der

Zivilbevölkerung ersetzen, ein dringlicher Bundesbeschluss,

der heute noch die Grundlage von
Luftschutzmassnahmen bildet, ohne dass er je dem Referendum
unterstanden hätte. Auch die in mancher Hinsicht
umstrittene Verordnung vom 26. Januar 1954 über

zivile Schutz- und Betreuungsorganisationen soll neu
fundiert werden; diese Verordnung wird später dem

neuen Bundesbeschluss anzupassen oder andernfalls
durch eine neue Verordnung zu ersetzen sein. Für
den baulichen Luftschutz dagegen bleibt weiterhin
der Bundesbeschluss vom 21. Dezember 1950
massgebend; die Errichtung von Schutzräumen in Altbauten

ist nach wie vor nicht obligatorisch.
Die Frist zur Vernehmlassung läuft bis zum 15.

September 1957.
Hervorstechendes Merkmal der den Entwurf

beherrschenden Konzeption bildet der Verzicht auf
jegliches Obligatorium für die Frauen in Zivilschutzsachen.

Die Schutzdienstpflicht gilt nur für Männer

vom 20. bis zum 60. Altersjahr, die als Vorgesetzte
eingereiht oder vorgesehen sind. Im übrigen beruht
die Uebernahme der Schutzdienstpflicht auf

Freiwilligkeit. Somit wären lediglich leitende Funktionäre

in den örtlichen und betrieblichen Schutzorganisationen

dienstpflichtig. Da eine solche Basis personell

zu schmal ist, sieht Art. 7 des Entwurfes, der

die Schutzdienstpflicht umschreibt, zwei Varianten
für eine Erweiterung vor: Nach der Variante A kann
der Bundesrat, wenn die internationale Lage es

erfordert, für die Dauer dieses Zustandes die
allgemeine Schutzdienstpflicht der Männer nach Beendi¬

gung ihrer obligatorischen Schulpflicht bis zum
65. Altersjahr anordnen; nach der Variante B können

die Kantone oder einzelne Gemeinden für ihr
Gebiet Männer nach Beendigung der obligatorischen
Schulpflicht bis zum 65. Altersjahr zur Dienstleistung
verpflichten, sofern die freiwilligen Anmeldungen
nicht genügen. Diese letztere Variante ist kaum

zweckmässig. Die Zivilverteidigung ist ein Bestandteil

der Landesverteidigung; die Zivildienstpflicht ist
eine Art Militärpflicht und daher eine eidgenössische
Pflicht, die sich nicht auf kommunaler oder kantonaler

Basis regeln lässt. Richtigerweise sollte man den
Bundesrat zur Einführung der allgemeinen Dienstpflicht
der Männer ermächtigen, sofern die freiwilligen Anmeldungen

nicht geniigen.
Im übrigen übernimmt der Vorentwurf geltendes

Recht. So sind örtliche Schutzorganisationen nach
wie vor in allen Gemeinden von mindestens 1000
Einwohnern zu bestellen, ebenso in Betrieben mit
einer Belegschaft von 50 Personen und mehr. Auch
in bezug auf Ausbildung, Versicherung, Material und

Kostentragung ist nichts Neues vorgesehen.
Bemerkenswert ist dagegen der Art. 15. Nach dem

Abs. 2 dieser Vorschrift kann der Bundesrat dem
Eidg. Justiz- und Polizeidepartement ein Bundesamt
für Zivilschutz angliedern oder einen Delegierten für
Zivilschutz ernennen. Dieses Bundesamt oder der

Delegierte würden die zivilen Aufgaben übernehmen,
die bisher von der Abteilung für Luftschutz des EMD
besorgt wurden. Im gleichen Artikel wird der
Bundesrat ermächtigt, die notwendigen Massnahmen
zur Schaffung einer Abteilung für Luftschutztruppen
des Militärdepartementes anstelle der Abteilung für
Luftschutz zu treffen; Aufgaben, Organisation,
Ausrüstung und Ausbildung der Ls. Truppe sind nach
den Bedürfnissen des Zivilschutzes zu richten. So

richtig dieser letztere Satz ist, so fragwürdig scheint
die Ausgliederung eines Bundesamtes für Zivilschutz
unter der Leitung des Justiz- und Polizeidepartemen-
tes aus dem Zusammenhang der Abteilung für Luft-
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schütz. Zivilschutz und Luftschutztruppen gehören unter
einen Hut. Die ängstliche Sorge, den Zivilschutz ja
und nur durch die bürgerlichen Behörden besorgen
zu lassen — was an sich richtig ist —, sollte nicht
zu organisatorischen Umständlichkeiten führen, wie
sie jetzt offenbar geplant sind. So schwierig liegen
die Dinge nicht, dass für ein und dieselbe Sache zwei
verschiedene Departemente bemüht zu werden brauchen.

Es sind uns keine Imponderabilien von Gewicht
bekannt, die eine solche Lösung gewissermassen
unvermeidlich machen. Die Nachteile wären grösser.
Der Entwurf enthält denn auch in Art. 13 eine
besondere Koordinationsvorschrift, wonach der Bundesrat

die Zusammenarbeit zwischen der Armee, der
wirtschaftlichen Kriegsvorsorge und dem Zivilschutz
ordnet und die Zuständigkeiten zwischen den bürgerlichen

Behörden und den militärischen Stellen im
einzelnen abgrenzt. Man kann daraus ablesen, dass

mit Reibungen und Ueberschneidungen schon vom
Institutionellen her unvermeidlich zu rechnen ist.

Die Ls. Trp. ihrerseits wären bei einer strikten Trennung

ungleich mehr der Gefahr ausgesetzt, ihren
eigentlichen Zwecken entfremdet zu werden, als das

latent ohnehin stets — vom Ter. Dienst her — etwas
der Fall ist.

Die bisherige Ordnung ist zweckmässig und sollte
beibehalten werden. Erwägenswert wäre allenfalls die
Figur eines Delegierten für Zivilschutzfragen.

Im übrigen kann man nur hoffen, dass der
Leidensweg des Zivilschutzerlasses nunmehr rasch seine

— vorletzte — Station erreicht. Da der Beschluss auf
fünf Jahre befristet ist und sich — sozusagen nur! —
auf die Militärartikel der Bundesverfassung stützt,
soll in dieser Zeit wohl nochmals ein Anlauf zu
einem Verfassungsartikel unternommen werden. Die
Damen sollen nochmals konstitutionell zum Dienst
mit Eimer und Sandsack gebeten werden! Ob hier
nicht mit einem bedeutsamen Anliegen ein juristisch
abwegiges und militärpolitisch unrealistisches Spiel
getrieben wird?

FACHDIENSTE

B. Druck bei der Motorspritze
Die von den Motorspritzen der Luftschutz-Truppe

zu bewältigenden Drücke sind verhältnismässig gross
und können bis 20 atü erreichen. Zu ihrer Ueberwindung

braucht es eine mehrstufige Pumpe, die als

Hochdruck-Zentrifugalpumpe bekannt ist. Sowohl die
leichte als auch die schwere Motorspritze gehören zu

I 'on Major M. Luisier, A + L, Bern

dieser Pumpenart und besitzen 3 Pumpenstufen. Jede
Stufe besteht aus einem Lauf- und einem Leitrad. Das
Laufrad sitzt verkeilt auf der Welle und rotiert mit
ihr. Das Leitrad ist peripherisch am Laufrad im
Pumpengehäuse eingebaut und mit demselben dicht
verbunden. Auf der Abbildung «Brun-Pumpe» grenzen
die Zahlen 6, 7 und 8 je eine Stufe der Pumpe ab.
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